
 
 
Abstimmung vom 30.11.1980 

 
Ja zum Sparen: Brotgetreide 
wird teurer, Kantone erhal-
ten weniger Steueranteile 
 
Angenommen: Bundesbeschluss über die Auf- 
hebung des Kantonsanteils am Reinertrag der Stem-
pelabgaben; Bundesbeschluss über die Neuvertei-
lung der Reineinnahmen der Eidgenössischen Alko-
holverwaltung aus der fiskalischen Belastung der 
gebrannten Wasser; Bundesbeschluss über die Re-
vision der Brotgetreideordnung des Landes 
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VORGESCHICHTE Nachdem Volk und Stände sich im Mai 1979 erneut gegen die Einführung 
der Mehrwertsteuer und damit gegen Mehreinnahmen ausgesprochen 
haben (vgl. Vorlage 297), sieht sich der Bundesrat gezwungen, das wei-
terhin steigende Haushaltsdefizit über weitere Ausgabensenkungen zu 
verringern. In seiner Botschaft vom Januar 1980 schlägt er dem Parla-
ment über Verfassungs- und Gesetzesänderungen deshalb eine Reihe 
von Massnahmen vor, die ab 1981 zu jährlichen Einsparungen von rund 
700 Millionen Franken führen sollen. 

Auf Verfassungsstufe sieht der Bundesrat erstens die Aufhebung der 
Kantonsanteile am Reinertrag der Stempelabgabe vor, zweitens den Ab-
bau des Kantonsanteils am Reinertrag der Alkoholverwaltung und drit-
tens – und dies betrifft direkt die Konsumentinnen und Konsumenten – 
die Aufhebung der Bundesbeiträge zur Brotverbilligung. Die beiden er-
sten Verfassungsrevisionsanträge sind im Parlament einzig bei den Links-
aussenparteien bestritten. Sie werden in beiden Räten mit grosser Mehr-
heit angenommen, nachdem man beschlossen hat, die Zahlungen vorerst 
nur für fünf Jahre, bis 1985, zu stoppen. Den dritten Verfassungsrevisi-
onsantrag bekämpfen auch die Sozialdemokraten, er passiert die parla-
mentarischen Beratungen indes ebenfalls ohne lange Diskussionen. Da es 
sich bei diesen drei Bundesbeschlüssen um Verfassungsrevisionen han-
delt, unterstehen sie dem obligatorischen Referendum. Im Übrigen ge-
nehmigt das Parlament, mit wenigen Modifikationen, auch die vom Bun-
desrat vorgeschlagenen Sparmassnahmen auf Gesetzesebene. 

GEGENSTAND Nachdem Volk und Stände sich im Mai 1979 erneut gegen die Einführung 
der Mehrwertsteuer und damit gegen Mehreinnahmen ausgesprochen 
haben (vgl. Vorlage 297), sieht sich der Bundesrat gezwungen, das wei-
terhin steigende Haushaltsdefizit über weitere Ausgabensenkungen zu 
verringern. In seiner Botschaft vom Januar 1980 schlägt er dem Parla-
ment über Verfassungs- und Gesetzesänderungen deshalb eine Reihe 
von Massnahmen vor, die ab 1981 zu jährlichen Einsparungen von rund 
700 Millionen Franken führen sollen. 

Auf Verfassungsstufe sieht der Bundesrat erstens die Aufhebung der 
Kantonsanteile am Reinertrag der Stempelabgabe vor, zweitens den Ab-
bau des Kantonsanteils am Reinertrag der Alkoholverwaltung und drit-
tens – und dies betrifft direkt die Konsumentinnen und Konsumenten – 
die Aufhebung der Bundesbeiträge zur Brotverbilligung. Die beiden er-
sten Verfassungsrevisionsanträge sind im Parlament einzig bei den Links-
aussenparteien bestritten. Sie werden in beiden Räten mit grosser Mehr-
heit angenommen, nachdem man beschlossen hat, die Zahlungen vorerst 
nur für fünf Jahre, bis 1985, zu stoppen. Den dritten Verfassungsrevisi-
onsantrag bekämpfen auch die Sozialdemokraten, er passiert die parla-
mentarischen Beratungen indes ebenfalls ohne lange Diskussionen. Da es 
sich bei diesen drei Bundesbeschlüssen um Verfassungsrevisionen han-
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delt, unterstehen sie dem obligatorischen Referendum. Im Übrigen ge-
nehmigt das Parlament, mit wenigen Modifikationen, auch die vom Bun-
desrat vorgeschlagenen Sparmassnahmen auf Gesetzesebene. 

ABSTIMMUNGSKAMPF Alle grossen Parteien – mit Ausnahme einzelner Kantonalsektionen der 
SP und der FDP – sowie die Wirtschaftsdachverbände und Arbeitgeber-
organisationen stellen sich hinter die ersten beiden Vorlagen. Sie beto-
nen die Dringlichkeit der Sanierung der Bundesfinanzen – und dass diese 
über Sparmassnahmen zu erfolgen habe, da man einnahmenseitig keine 
Mehrheiten finde. Die Gegner dieser Vorlagen – die Parteien links der SP 
und föderalistische Gruppierungen andererseits – stellen sich gegen eine 
einseitige Sanierungspolitik bzw. gegen die Umverteilungspolitik zulasten 
der Kantone. 

Die dritte Vorlage hingegen, die Aufhebung der Bundesbeiträge zur Brot-
verbilligung, bekämpfen die Arbeitnehmerorganisationen, und die SP be-
schliesst Stimmfreigabe. Die Gegner argumentieren, diese Sparmass-
nahme betreffe besonders die wirtschaftlich schwachen Konsumentin-
nen und Konsumenten. Die Befürworter betonen dagegen, dass der An-
teil der Ausgaben für Brot an den gesamten Ernährungsausgaben in den 
letzten Jahrzehnten in allen Familien erheblich zurückgegangen sei und 
der Bund mit der Verbilligung des Brotgetreides heute zu einem grossen 
Teil Feingebäck und Patisserie subventioniere, was nicht zu rechtfertigen 
sei. 

ERGEBNIS Bei einer Stimmbeteiligung von 41,9% werden alle Vorlagen deutlich an-
genommen, mit 71,0% am deutlichsten die Vorlage zur Aufhebung des 
Kantonsanteils am Reinertrag der Alkoholverwaltung, gefolgt von der Vor-
lage zum Abbau des Kantonsanteils am Reinertrag der Stempelabgabe mit 
67,3% Ja. Der Vorlage zur Aufhebung der Bundesbeiträge zur Brotverbil-
ligung stimmt der Souverän mit 63,5% Jastimmen zu. Alle Deutsch-
schweizer Kantone sowie die Kantone Genf und Freiburg stimmen allen 
Vorlagen zu, die Kantone Neuenburg und Jura hingegen lehnen alle Vor-
lagen ab. Der Kanton Waadt lehnt die Stempelabgabevorlage ab, das Tes-
sin und das Wallis die Brotverbilligungsvorlage. 
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